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Betrifft: Erasmus4Ukraine

Der Krieg in der Ukraine hat eine beispiellose humanitäre Krise ausgelöst. Mehr als vier Millionen 
ukrainische Flüchtlinge haben in der EU Zuflucht gesucht, von denen eine Million Minderjährige sind, 
die ihren Schulbesuch, ihr Studium bzw. ihre Ausbildung unterbrechen mussten. Dies wird 
schwerwiegende Auswirkungen auf den Wiederaufbau der Ukraine nach dem Krieg haben.

Seit dem Ausbruch des Konflikts hat die EU mit militärischer und humanitärer Unterstützung sowie 
finanziellen Sanktionen entschieden reagiert, jedoch nicht für ein abgestimmtes Vorgehen zur 
Gewährleistung der Fortführung des Schul- und Hochschulbesuchs der ukrainischen Flüchtlinge 
gesorgt, sodass die Mitgliedstaaten die Last der Bereitstellung von Bildungs- und 
Ausbildungsinitiativen ohne entsprechende politische und finanzielle Unterstützung tragen müssen.

Die Kommission wird daher gebeten, dazu folgende Fragen zu beantworten:

1. Welche Maßnahmen gedenkt die Kommission zu ergreifen, um allen aus der Ukraine 
geflüchteten Schülern und Studenten in der EU das Recht auf Fortführung ihres Schul- bzw. 
Hochschulbesuchs zu garantieren?

2. Erwägt sie die Möglichkeit, ein außerordentliches Programm „Erasmus4Ukraine“ für Hochschüler 
aufzulegen, das eine kostenlose Einschreibung an einer Universität während des laufenden 
Studienjahres, eine Ausnahme von dem Erfordernis einer Lernvereinbarung zwischen den 
entsprechenden Universitäten und die Anerkennung von an Universitäten in den Mitgliedstaaten 
erworbenen Qualifikationen und Leistungsnachweisen vorsieht?

3. Beabsichtigt die Kommission, die oben genannten Maßnahmen aus den Mitteln des Programms 
Erasmus+ für die Mobilität junger Menschen zu finanzieren, die während der Pandemie nicht 
ausgegeben wurden?


